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Antrag
des Freistaates Bayern

Entwurf eines Siebenten Gesetzes zur Änderung des Gemeinde-
finanzreformgesetzes

Zu TOP 21  der 785. Sitzung des Bundesrates am 14. Februar 2003

Der Bundesrat möge beschließen: Der Bundesrat nimmt zu dem Gesetzentwurf
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung:

Der Bundesrat spricht sich für Höchstbeträge von 25.000/50.000 � bei der
Ermittlung der Verteilungsschlüssel für den Gemeindeanteil an der
Einkommensteuer in den alten Ländern aus. Eine Anhebung der Höchstbeträge
auf 30.000/60.000 � wirkt sich für steuerschwache Gemeinden besonders
nachteilig aus. Diese können angesichts ihrer derzeit schwierigen Finanzlage
jedoch weitere Verluste kaum mehr verkraften. Darüber hinaus wird bei einer
Beibehaltung der Höchstbeträge das Ziel, die Steuerkraftunterschiede zwischen
Gemeinden gleicher Funktion und Größe zu verringern, besser erreicht.


